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1. Allgemein  

1.1  Die Gemeinde Wilhelmsdorf beabsichtigt die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes "Neuland Werkstätten Hoffmannstraße". Das Plangebiet befindet sich im Zent-
rum des Hauptortes Wilhelmsdorf auf dem Gelände der ehemaligen "Gotthilf-Vöhringer-
Schule" (2020 abgerissen). Innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich aktuell eine 
Brachfläche mit Grasbestand und Gehölzen. Zukünftig soll dort eine Werkstatt für Men-
schen mit Behinderung entstehen (vgl. ausführliche Beschreibung des Vorhabens). Diese 
Werkstatt besteht bereits auf dem angrenzenden Flurstück 7/3. Dieses Gebäude ist aller-
dings in einem schlechten baulichen Zustand. Um die erforderlichen fußläufigen Bezüge 
zu den umliegenden Nutzungen der Zieglerschen nicht zu verlieren, kommt ein Standort in 
größerer Entfernung nicht in Frage. Daher soll eine Verlegung der Werkstätten auf das an-
grenzende Grundstück mit der Flst.-Nr. 7/2 realisiert werden. 

1.2  Die Fläche ist dem unbeplanten Innenbereich zuzuordnen, innerhalb dessen sich die Zu-
lässigkeit von Vorhaben nach § 34 BauGB richtet. Die Eigenart der näheren Umgebung ist 
aufgrund der vielfältigen Nutzungen schwer zu bestimmen. Weiterhin entzieht sich das 
Vorhaben selbst einer naheliegenden Einordnung. Letztendlich sind im Rahmen des Ver-
fahrens diverse Aspekte abzusichern (vgl. weitere Beratungen), sodass die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes erfolgen soll.  

1.3  Der Behördenunterrichtungstermin dient der Abstimmung der Rahmenbedingungen für 
das weitere Verfahren.  

 
2. Planungsrecht  

2.1  Die Aufstellung als vorhabenbezogener Bebauungsplan wird vom Landratsamt begrüßt, 
sofern die Vorschriften des § 12 BauGB eingehalten werden. Die Einschätzung, dass die 
bisher vorliegenden Informationen des Vorhabenträgers schon als Vorhaben- und Er-
schließungsplan ausreichen, wird vom Landratsamt geteilt. Die Pläne sollen als Vorhaben- 
und Erschließungsplan benannt und durchnummeriert werden. 

2.2  Die Anwendungsvoraussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB werden als erfüllt 
angesehen.  

 
3. Artenschutz 

3.1  Bei einer Begehung am 25.01.2024 hat Sieber Consult festgestellt, dass zahlreiche Ge-
hölze entnommen wurden. Zum Zeitpunkt der Behördenunterrichtung ist unklar, ob der 
Vorhabenträger diese auf artenschutzrechtlich relevante Aspekte hat untersuchen lassen. 
Vor dem Termin konnte der Vorhabenträger auf Nachfrage hierzu keine Informationen lie-
fern. Grund der Entnahme war zunächst die schlechte Standfestigkeit der Bäume.  

3.2  Das Landratsamt wird von Sieber Consult informiert, wenn Informationen vorliegen, ob die 
Bäume vor der Entnahme auf artenschutzrechtliche Aspekte untersucht wurden (voraus-
sichtlich in KW09). Sieber Consult schlägt vor, dass für den Fall, dass eine Untersuchung 
auf artenschutzrechtliche Aspekte nicht vorgenommen wurde, der Vorhabenträger zu ei-
ner pauschalen Bereitstellung von Ersatzquartieren für Höhlenbrüter, Nischenbrüter und 
Fledermäuse in räumlicher Nähe zu den Eingriffsbereichen verpflichtet wird. Das Landrat-
samt begrüßt diese Vorgehensweise.  

3.3  Der Bereich Naturschutz verweist noch auf die koordinierte Stellungnahme des Landrats-
amtes und die dort enthaltene Forderung nach vogelfreundlicher Gestaltung der Glasfas-
saden. Diese soll in die planungsrechtlichen Festsetzungen des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes aufgenommen werden. 

 
 
 






